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8—92100—730/51 VI 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Als Anlage 1 übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über das Inkrafttreten 
von Vorschriften des Gesetzes über die Be- 
förderung von Personen zu Lande 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Der Deutsche Bundesrat hat zu diesem Gesetzentwurf die aus 
Anlage 2 hervorgehenden Änderungen vorgeschlagen. Die Bundes- 
regierung stimmt diesen Änderungsvorsdilägen zu. Die sich daraus 
ergebende Änderung der Begründung zu dem Gesetzentwurf lautet 
wie folgt: 

„An die Stelle des letzten und des vorletzten Absatzes (Zu § 2 und 
§ 4 sowie zu § 3) treten die folgenden beiden Absätze: 

„Zu § 2 und § 3: 

Mit der Inkraftsetzung des § 2 Nr. 2 und des § 4 des Personen- 
beförderungsgesetzes in der Fassung vom 6. Dezember 1937 
ist auch eine Änderung des Wortlauts des § 38 Abs. 1 und des 
§ 40 der Durdiführungsverordnung zum Personenbeförderungs- 
gesetz erforderlich geworden. Ferner mußten die Vorsdiriften 
des § 3 Abs. 4, des § 39 Abs. 3 und des § 41 Abs. 3 der Durch- 
führungsverordnung zum Personenbeförderungsgesetz außer 
Kraft gesetzt werden. 

Die nach dem bisherigen Recht für den Überlandwagenverkehr 
erteilten Genehmigungen, die nach § 10 Personenbeförderungs- 
gesetz in Verbindung mit § 17 Durchführungsverordnung zum 
Personenbeförderungsgesetz befristet sind, laufen aus und 
dürfen nidit verlängert werden. Im Hinblick auf Artikel 14 
des Grundgesetzes wurde von einer Vorschrift, die das vor- 
zeitige Erlöschen dieser Genehmigungen anordnet, abgesehen.“ 

Dr. Adenauer 


Brück: Bonner Üniversitäts-Buchdruckerei Oebr. ^cheur, j&oüti 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30# 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

Über das Inkrafttreten von Vorschriften des Gesetzes 
über die Beförderung von Personen zu Lande 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlosen: 


§ 1 

§ 2 Nr. 2 und § 4 des Gesetzes über die 
Beförderung von Personen zu Lande vom 
4. Dezember 1934 (RGBL I S. 1217) wer- 
den in der nachstehend wiedergegebenen Fas- 
sung des Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Beförderung von Personen zu Lande 
vom 6. Dezember 1937 (RGBl T S. 1319) in 
Kraft gesetzt: 


1 . »§ 2 

Einer Genehmigung bedarf, wer ge- 
werbsmäßig Personen 
1 

2. mit Landfahrzeugen linienmäßig 
befördern will (Unternehmer von 
Linienverkehr) 


2. 4 4 

Eine Beförderung gilt als linien- 
mäßig, wenn planmäßig Fahrten zwi- 
schen bestimmten Punkten ausgeführt 
werden, die dem öffentlichen Verkehr 
dienen.“ 


§2 

§ 38 Absatz 1 und § 40 der Verordnung 
zur Durchführung des Gesetzes über die Be- 


förderung von Personen zu Lande vom 
26. März 1935 (RGBL I S. 473) erhalten 
folgende Fassung: 

1. 4 38 

(1) Als Gelegenheitsverkehr gilt 
der Verkehr mit Droschken, Aus- 
flugswagen oder Mietwagen.“ 

2. 4 40 

Mietwagen gelten nicht als Kraft- 
droschken im Sinne der Verordnung 
über die Gewährung von Beihilfen 
an Kraftdroschkenunternehmer vom 
17. Mai 1933 (Reichsministerialbl. 
S. 291).“ 

§3 

Die auf Grund des bisherigen Rechts über 
den 30. September 1951 hinaus erteilten Ge- 
nehmigungen für den Gelegenheitsverkehr 
mit Überlandwagen erlöschen am 30. Sep- 
tember 1951. 


§ 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach sei- 
ner Verkündung in Kraft. 

(2) Am gleichen Tage treten § 39 Absatz 3 
und § 41 Absatz 3 der Verordnung zur 
Durchführung des Gesetzes über die Beför- 
derung von Personen zu Lande vom 26. März 
1935 (RGBL T S. 473) außer Kraft. 
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Begründung 


Das Gesetz über die Beförderung von Per- 
sonen zu Lande vom 4. Dezember 1934 
(RGBL 1 S. 1217) ist durch das Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes über die Beförderung 
von Personen zu Lande vom 6. Dezember 
1937 (RGBl. I S. 1319) den geänderten wirt- 
schaftlichen Verhältnissen angepaßt worden. 
Artikel 2 des Änderungsgesetzes vom 6. De- 
zember 1937 bestimmt: 

Die Änderungen des § 2 Nr. 2 

und des § 4 gelten jedoch erst von dem 
Zeitpunkt an, den der Reichsverkehrs- 
minister bestimmt; bis dahin gilt die 
alte Fassung dieser Vorschriften.“ 

Als Begründung ist hierzu ausgeführt wor- 
den, daß erst die Durchführungsverordnung 
vom 26. März 1935 (RGBl. 1 S. 473) den 
Änderungen angepaßt werden soll. 

Die alte Fassung des § 2 Nr. 2 lautet: 

„Einer Genehmigung bedarf, wer ge- 
werbsmäßig Personen 

2. mit Kraftomnibussen linienmäßig be- 
fördern will (Unternehmer von Li- 
nienverkehr).“ 

Demgegenüber bestimmt die Fassung des Ge- 
setzes vom 6. Dezember 1937 in § 2 Nr. 2: 
„Einer Genehmigung bedarf, wer ge- 
werbsmäßig Personen 

2. mit Landfahrzeugen linienmäßig be- 
fördern will (Unternehmer von Li- 
nienverkehr)“; 

Die alte Fassung des § 4 lautet: 

„Eine Beförderung gilt als linienmäßig,' 
wenn während eines Zeitraumes von zwei 
aufeinanderfolgenden Monaten im Jahr 
wöchentlich mehr als zwei Fahrten zwi- 
schen bestimmten Punkten ausgeführt 
werden und das Unternehmen dem 
öffentlichen Verkehr dient. Alle übrigen 
Beförderungen gelten als nicht linien- 
mäßig.“ 

Demgegenüber bestimmt die Fassung des Ge- 
setzes vom 6. Dezember 1937 in ^ 4: 

„Eine Beförderung gilt als linienmäßig, 
wenn planmäßig Fahrten zwischen be- 
stimmten Punkten ausgeführt werden, 
die dem öffentlichen Verkehr dienen.“ 


Durch § 2 Nr. 2 neuer Fassung wurde also 
die Bezeichnung „Kraftomnibusse“ durch 
die Bezeichnung „Landfahrzeuge“ ersetzt. 
Diese Änderung ist erfolgt, um auch die 
Fahrten mit anderen Fahrzeugen als Kraft- 
omnibussen ^z. B. mit Personenkraftwagen) 
als Linienverkehr zu erfassen, wenn sie plan- 
mäßig zwischen bestimmten Punkten ausge- 
führt werden und dem öffentlichen Verkehr 
dienen (§ 4). 

Durch die Änderung des § 4 wird der Gele- 
genheitsverkehr mit Überlandwagen (§ 38 
Absatz 1, § 39 Absatz 3 und § 41 Absatz 3 
der Durchführungsverordnung vom 26. März 
1935) beseitigt. Der Überlandwagenverkehr 
ist ein zwischen bestimmten Punkten ausge- 
führter öffentlicher Verkehr, bei dem jedoch 
nach § 4 bisheriger Fassung die Vorausset- 
zungen für Linienverkehr nicht gegeben 
sind, weil wöchentlich nicht mehr als zwei 
Fahrten (während eins Zeitraums von zwei 
aufeinanderfolgenden Monaten im Jahr) aus- 
geführt werden. Dieser Verkehr gilt nach der 
derzeitigen Rechtslage also als nicht linien- 
mäßig. Die Einrichtung eines Überlandwagen- 
verkehrs ist somit gegenüber dem Linienver- 
kehr wesentlich begünstigt, denn für den 
nicht linienmäßigen Verkehr gelten nach § 2 
Nr. 3 des Gesetzes die Genehmigungsvor- 
schriften des Gelegenheitsverkehrs (vgl. § 9 
Absatz 1 Ziffer 5, § 11 Absatz 1 der Durch- 
führungsverordnung sowie § 32 des Gesetzes 
in Verbindung mit § 45 Durchführungsver- 
ordnung). Damit wird aber dem Interesse 
des öffentlichen Verkehrs gegenüber dem 
Überlandwagenverkehr und der notwen- 
digen Ordnung im gewerblichen Personen- 
verkehr nicht genügend Rechnung getragen. 
Die Einrichtung und der Betrieb eines sol- 
chen Überlandwagenverkehrs neben dem 
Verkehr der öffentlichen Verkehrsunterneh- 
men führt zu Unklarheiten und gibt infolge- 
dessen zu zahlreichen Beanstandungen Anlaß. 
Vielfach werden Fahrten zwischen bestimm- 
ten Punkten als Überlandwagenverkehr 
durchgeführt, obgleich diese Fahrten, abge- 
sehen von der Zahl der Fahrten, in vollem 
Umfange den Charakter eines Linienverkehrs 
tragen. Nur bei Behandlung dieses Verkehrs 
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als Linicnverkehr ist eine gleichmäßige An- 
hörung der Verkehrsträger, deren Interessen 
durch einen solchen beantragten Verkehr be- 
rührt werden, sowie eine gleichmäßige Betei- 
ligung der Genehmigungsbehörden, deren 
Bezirk durch den beantragten Verkehr mit- 
berührt wird, am Genehmigungsverfahren 
gewährleistet. 

Diesen bereits bei dem Erlaß des Änderungs- 
gesetzes von 1937 erkannten und bei der 
schnellen Aufwärtsentwicklung des Omnibus- 
verkehrs in der Zeit seit der Geldreform 
heute mehr denn früher gegebenen Notwen- 
digkeiten zur Aufrechterhaltung der Ord- 
nung im gewerblichen Straßenpersonenver- 
kehr soll durch das Inkrafttreten des § 2 
Nr. 2 und § 4 des Personenbeförderungs- 
gesetzes in seiner Fassung vom 6. Dezember 
1937 Rechnung getragen werden. Zwar ist 
zur Anpassung an die veränderten staats- 
rechtlichen Verhältnisse und vcrkchrspoli- 
tischen Anschauungen der Nachkriegszerc 
nicht nur eine neue Durcliführungs Verord- 
nung zum Gesetz, sondern auch ein neues, 
auch die Durchführungsbestimmungen um- 
fassendes Personenbeförderungsgesetz in Vor- 
bereitung, in das in Anlehnung an die Vor- 
schriften des § 2 Nr. 2 und des § 4 in der 
Fassung des Personenbeförderungsgesetzes 
vom 6. Dezember 1937 eine neue Definition 
des Linienverkehrs aufgenommen werden 
soll. Es wird jedoch noch längere Zeit dauern, 


bis das neue Personenbeförderungsgesetz den 
gesetzgebenden Körperschaften zur Beratung 
und Beschlußfassung vorgelegt werden kann. 

Deshalb ist es erforderlich, die Vorschriften 
des § 2 Nr. 2 und des § 4 des Personen- 
beförderungsgesetzes vom 6. Dezember 1937 
unverzüglich in Kraft zu setzen. Elierzu ist 
die Form eines Gesetzes gewählt worden, 
nachdem gegen die beabsichtigte Inkraft- 
setzung der Vorschriften durch Rechtsver- 
ordnung von Seiten des Bundesrats verfas- 
sungsrechtliche Bedenken geltend gemacht 
worden sind. 

Zu § 2 und § 4: 

Mit der Inkraftsetzung des § 2 Nr. 2 und des 
§ 4 des Personenbeförderungsgesetzes in der 
Fassung vom 6. Dezember 1937 ist auch eine 
Änderung des Wortlauts des § 38 Absatz 1 
und des § 40 der Durchführungsverordnung 
zum Personenbeförderungsgesetz erforderlich 
geworden. Feimer mußten die Vorschriften 
des § 39 Absatz 3 und des § 41 Absatz 3 der 
Durchführungsverordnung zum Personenbe- 
förderungsgesetz außer Kraft gesetzt werden. 

Zu § 3: 

Die Festsetzung einer Frist für das Erlöschen 
bestehender Genehmigungen für den Über- 
landwagenverkchr ist im Interesse einer 
gleidimäßlgen Behandlung aller Anträge not- 
wendig. 
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Anlage 2 


DER PRÄSIDENT DES DEUTSCHEN BUNDESRATES 


Bonn, den 27. April 1951 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 10. April 1951 — BK 730/51 III — 
beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 55. Sitzung 
am 27. April 1951 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes 
beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über das Inkrafttreten 
von Vorschriften des Gesetzes über die Be- 
förderung von Personen zu Lande 

die folgenden Änderungen vorzuschlagen: 

1. a) § 3 wird gestrichen. 

b) Die Gesetzesbegründung wird in der Weise ergänzt, daß 
erteilte Genehmigungen für den begrifflich entfallenden 
Gelegenheitsverkehr mit Überlandwagen auslaufen und nicht 
mehr verlängert werden. 

Begründung: 

Die vorgesehene Bestimmung läßt sich mit rechtsstaat- 
lichen Grundsätzen im Hinblick auf Artikel 14 GG nicht 
in Einklang bringen und erscheint rechtlich anfechtbar. 
Zur Klarstellung empfiehlt es sich, in der Gesetzesbegrün- 
dung ausführlich festzustellen, daß erteilte Genehmigun- 
gen auslaufen. 

2. In § 4 Absatz 2 wird hinter dem Wort „treten“ eingefügt 
„§ 3 Absatz 4,“. 

Begründung: 

Die Einfügung Ist notwendig, weil diese Bestimmung auf 
der bisherigen Fassung des nunmehr zu ändernden § 4 
des Gesetzes beruht und damit gegenstandslos wird. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 


Dr. Ehard 



